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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 50/16 B 
 
L 4 KR 60/14 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 67 KR 1299/11 (SG Hannover) 
 
 
 
…………………………………………………. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………… , 
 
 
 

g e g e n 
 
 
AOK - Die Gesundheitskasse für Niedersachsen, 
Hildesheimer Straße 273, 30519 Hannover, 
 
 Beklagte und Beschwerdeführerin. 
 
 
 
Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Juli 2016 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   C o s e r i u    und   Dr.  E s t e l m a n n     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 26. April 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beklagte trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 187,91 Euro festgesetzt. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin ist Trägerin eines zur Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung 

Versicherter zugelassenen Krankenhauses. Sie berechnete für die Behandlung eines Ver-

sicherten der beklagten Krankenkasse vom 19.4. bis 3.5.2007 insgesamt 3806,63 Euro (Fall-

pauschale - Diagnosis Related Group - DRG <2007> D20A: Andere Strahlentherapie bei Krank-

heiten und Störungen des Ohres, der Nase, des Mundes und des Halses, mehr als ein 

Belegungstag, Alter > 70 Jahre oder mit äußerst schweren CC). Die Beklagte zahlte die Rech-

nung und verrechnete 207,09 Euro mit einer anderen unstreitigen Forderung der Klägerin. Ent-

sprechend dem Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung lasse sich aus 

den eingereichten Unterlagen die abgerechnete Fallpauschale nicht herleiten. Vielmehr sei die 

geringer vergütete DRG D20B (Andere Strahlentherapie bei Krankheiten und Störungen des 

Ohres, der Nase, des Mundes und des Halses, mehr als ein Belegungstag, Alter < 71 Jahre, 

ohne äußerst schwere CC) abzurechnen, weil die Klägerin nicht alle Nebendiagnosen zutreffend 

kodiert habe. Das SG hat, gestützt auf ein von ihm eingeholtes Sachverständigengutachten, die 

zuletzt auf Zahlung von 187,91 Euro nebst Zinsen gerichtete Klage abgewiesen (Urteil vom 

18.11.2013). Die Diagnose ICD-10-GM <2007> R58 (Blutung, anderenorts nicht klassifiziert) 

hätte nicht kodiert werden dürfen. Die Klägerin sei auch wegen Verstoßes gegen Treu und 

Glauben ausgeschlossen, während des Rechtsstreits eine neue Diagnose (ICD-10-GM <2007> 

R63.3 - Ernährungsprobleme und unsachgemäße Ernährung) nachzukodieren. Das LSG hat auf 

die Berufung der Klägerin das SG-Urteil aufgehoben und die Beklagte antragsgemäß verurteilt. 

Die die DRG D20A ansteuernde Nebendiagnose ICD-10-GM <2007> R63.3 habe die Klägerin 

vergütungsrelevant nachkodieren dürfen (Urteil vom 26.4.2016).  

 

Die Beklagte wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im 

LSG-Urteil. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde der Beklagten ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG 

iVm § 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 

SGG abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung der geltend gemachten Revisionszulas-

sungsgründe der grundsätzlichen Bedeutung (dazu 1.), der Divergenz (dazu 2.) und des 

Verfahrensfehlers (dazu 3.). 

 

1. Wer sich - wie hier die Beklagte - auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) beruft, muss eine Rechtsfrage klar formulieren und 
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ausführen, inwiefern diese Frage im angestrebten Revisionsverfahren entscheidungserheblich 

sowie klärungsbedürftig und über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl zB BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 21 S 38; BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2; s auch BSG SozR 3-2500 § 240 

Nr 33 S 151 f mwN). 

 

Die Beklagte formuliert als Rechtsfragen: 

 Frage 1: "Darf die Klägerin auch erst 5 Jahre nach der Schlussrechnung im Verlauf des 

Rechtsstreits zur Begründung ihrer Forderung eine nach dem tatsächlichen Ablauf unzu-

treffende Kodierung gegen eine zutreffende Kodierung austauschen, wenn sich dadurch 

die Höhe ihrer Klageforderung nicht ändert?" 

Frage 2: "Steht der Grundsatz der peinlich genauen Abrechnung (bzw. Grundsatz der 

formalen Strenge) einer erst im Rechtsstreit vorgenommenen Nachkorrektur der Kodierung 

entgegen?" 

 

a) Die Beklagte formuliert mit der ersten Rechtsfrage schon keine Frage, die über den Einzelfall 

hinaus von Bedeutung ist. Die Frage bezieht sich nämlich lediglich auf die Klägerin. Selbst wenn 

man der Formulierung sinngemäß eine allgemein bedeutsame Frage entnehmen wollte, legt die 

Beklagte nicht hinreichend dar, wieso die im Hintergrund sich andeutende Frage nicht bereits 

geklärt ist. Die Beklagte weist selbst darauf hin, dass der erkennende Senat entschieden hat: 

Streitet ein Krankenhaus über die sachlich-rechnerische Richtigkeit der Vergütung und legt es 

hierbei den vollständigen Behandlungsablauf offen, kann es nicht gehindert sein, im Laufe des 

Rechtsstreits zur Begründung seiner Forderung eine nach dem tatsächlichen Ablauf unzutref-

fende Kodierung gegen eine zutreffende Kodierung auszutauschen, soweit nicht gesetzes-

konformes Vertragsrecht entgegensteht (vgl BSG SozR 4-5560 § 17b Nr 6 RdNr 21). Die 

Beklagte legt nicht schlüssig dar, wieso trotz der klaren Eingrenzung "im Laufe des Rechts-

streits" noch Klärungsbedarf zu der Frage bestehen soll, ob der Austausch der Kodierung (der 

Nebendiagnosen) "unbegrenzt" während des laufenden Rechtsstreits möglich ist.  

 

Eine Rechtsfrage, über die bereits höchstrichterlich entschieden worden ist, kann dennoch 

klärungsbedürftig sein, wenn der Rechtsprechung in nicht geringfügigem Umfang widersprochen 

wird und gegen sie nicht von vornherein abwegige Einwendungen vorgebracht werden (vgl zB 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 S 19 mwN), was im Rahmen der Beschwerdebegründung eben-

falls darzulegen ist (vgl zum Ganzen auch BSG Beschluss vom 22.12.2010 - B 1 KR 

100/10 B - Juris RdNr 7). Die Beklagte trägt hierzu nichts vor.  

 

b) Die Beklagte wirft mit der zweiten Frage schon keine konkrete Rechtsfrage auf. Die Frage ist 

derart allgemein gehalten, dass sie nicht zur Grundlage der weiteren Prüfung taugt, inwieweit die 

Beklagte die Klärungsbedürftigkeit dargelegt hat (vgl dazu BSG Beschluss vom 

23.2.2016 - B 1 KR 93/15 B - RdNr 9 mwN, nicht veröffentlicht). Soweit die Beklagte sich ergän-

zend auf ein Urteil zum (damaligen) Kassenarztrecht beruft, wonach der Vertrags-(früher: 
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Kassen-)arzt nach § 12 Nr 2 EKV-Ärzte zu bestätigen hat, dass er die abgerechneten 

Leistungen persönlich erbracht hat und dass die von ihm eingereichte Abrechnung sachlich 

richtig ist (BSG Urteil vom 18.8.1972 - 6 RKa 27/71 - Juris RdNr 7), legt sie schon nicht dar, 

wieso diese Regelung für die Krankenhausvergütung gelten soll. 

 

2. Wer sich - wie hier die Beklagte - auf den Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) beruft, muss entscheidungstragende abstrakte Rechtssätze im Urteil des Berufungs-

gerichts einerseits und in einem Urteil des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG andererseits 

gegenüberstellen und Ausführungen dazu machen, weshalb beide miteinander unvereinbar sein 

sollen (vgl zB BSG Beschluss vom 19.9.2007 - B 1 KR 52/07 B - Juris RdNr 6) und das Beru-

fungsurteil auf dieser Divergenz beruht (vgl BSG Beschluss vom 14.5.2007 - B 1 KR 

21/07 B - Juris RdNr 9). Erforderlich ist, dass das LSG bewusst einen abweichenden Rechtssatz 

aufgestellt und nicht etwa lediglich fehlerhaft das Recht angewendet hat (vgl zB BSG Beschluss 

vom 15.1.2007 - B 1 KR 149/06 B - RdNr 4; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26 S 44 f mwN). Diesen 

Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung der Beklagten nicht. Die Beklagte bezeich-

net schon keinen entscheidungstragenden abstrakten Rechtssatz im Urteil des Berufungs-

gerichts, sondern lediglich einen konkreten Rechtssatz, der sich auf die Klägerin bezieht. 

 

3. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der Verfahrensmangel 

kann nicht auf eine Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien 

richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungsgrund-

satz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Um einen Verfahrensmangel in diesem Sinne geltend 

zu machen, müssen die Umstände bezeichnet werden, die den entscheidungserheblichen 

Mangel ergeben sollen (vgl zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 36). Daran fehlt es. 

 

Die Beklagte beruft sich auf einen Verstoß gegen das Verbot unzulässiger Klageänderung (§ 99 

Abs 1 SGG). Sie legt aber schon nicht schlüssig dar, wieso die Klägerin mit Blick auf das unver-

ändert zugrunde gelegte Behandlungsgeschehen nicht lediglich ohne Änderung des Klage-

grunds ihre rechtlichen Ausführungen zur Kodierung berichtigt hat (vgl § 99 Abs 3 Nr 1 SGG). 

Ein solches Verhalten ist nach dieser Regelung nicht als eine Änderung der Klage anzusehen. 

 

4. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm § 154 Abs 2 VwGO, 

diejenige über den Streitwert auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 1 SGG iVm § 63 Abs 2 S 1, § 52 Abs 1 

und 3, § 47 Abs 1 und 3 GKG. 
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